
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP)

Die angeblich demokratische Republik, in Wahrheit eine 
sozialistisch-kommunistische Diktatur, war bereits zu 
diesem Zeitpunkt moralisch am Ende; sie hat es bloß 
nicht gewusst.

Wir müssen heute dafür sorgen, dass der 17. Juni nicht 
in Vergessenheit gerät, gerade in beiden Teilen unseres 
zusammengewachsenen Landes. Im Westteil war bis 
1990 der 17. Juni ein Feiertag. Aber wir müssen uns 
fragen, ob gerade in den 80er-Jahren er am Ende nicht 
eher ein weiterer freier Tag war, über den wir uns viel-
leicht zu gedankenlos freuten, während die Menschen 
jenseits der Mauer nur wieder einen weiteren unfreien 
Tag zu erdulden hatten.

Wir brauchen 67 Jahre nach dem 17. Juni eine Wieder-
belebung und Verstärkung der Erinnerungskultur. Wir 
müssen uns fragen, ob genügend Straßen und Plätze auch 
im Westteil unseres Landes nach den Helden und Opfern 
des 17. Juni benannt sind. Ein Vergessen darf es beim 
17. Juni nicht geben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Abg. 
Martin Hebner [AfD])

Denn uns ist allen klar: Ohne den 17. Juni hätten wir den 
glücklichen Moment des 3. Oktober nicht erleben dürfen.

Der große Historiker Fritz Stern – damit möchte ich 
schließen – hat im Deutschen Bundestag 1987 davon ge-
sprochen – auch bei einer Rede zum Thema 17. Juni –, 
dass Freiheit etwas wunderbar Verführerisches ist. Und 
daraus erwächst unsere Verantwortung für die Verfasst-
heit unseres Landes und für den Einsatz für Freiheit, 
Demokratie und Menschenrechte. Das sind wir uns, aber 
auch den Menschen des 17. Juni schuldig.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der FDP und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Thomas Oppermann:
Vielen Dank. – Wir sind damit am Ende der Ausspra-

che. Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Weil es erst um 16.30 Uhr weitergeht, also in zehn 
Minuten, unterbreche ich die Sitzung für kurze Zeit. Es 
geht dann weiter mit der Debatte über KFOR. Sie werden 
rechtzeitig durch Klingelsignal darauf hingewiesen, 
wann es weitergeht. Wir sehen uns dann wieder.

(Unterbrechung von 16.20 bis 16.30 Uhr)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, Platz zu 

nehmen. Die unterbrochene Sitzung ist wieder eröffnet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

– Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 

(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundesre-
gierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der internatio-
nalen Sicherheitspräsenz in Kosovo 
(KFOR)

Drucksachen 19/19001, 19/19587

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung

Drucksache 19/19606

Über die Beschlussempfehlung des Auswärtigen Aus-
schusses zu dem Antrag der Bundesregierung werden wir 
später namentlich abstimmen. Die Stimmabgabe wird 
nach Eröffnung der Abstimmung für die Dauer von 
30 Minuten in der Westlobby möglich sein.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten be-
schlossen worden.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Josip Juratovic, SPD-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei der SPD)

Josip Juratovic (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Seit 21 Jahren ist die Bundeswehr nun schon im 
Rahmen von KFOR im Kosovo vor Ort. Das ist wahrlich 
eine lange Zeitspanne, und sie provoziert zwei durchaus 
berechtigte Fragen, über die wir reden müssen, wenn wir 
hier heute über eine Mandatsverlängerung für diesen Ein-
satz entscheiden. Erstens: Was ist in dieser Zeit erreicht 
worden? Und zweitens: Warum beenden wir diesen Ein-
satz nicht endlich?

Eine Antwort auf diese Fragen sind wir dabei nicht nur 
den Bürgerinnen und Bürgern unseres Landes schuldig. 
Vielmehr müssen wir uns an die vielen Tausend Soldatin-
nen und Soldaten wenden, die im Laufe der letzten zwei 
Jahrzehnte treu ihren Dienst im Kosovo geleistet haben 
und dies auch weiterhin tun. Ihnen möchte ich an dieser 
Stelle meine Dankbarkeit ausdrücken.

(Beifall bei der SPD, CDU/CSU, der FDP so-
wie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Als die Bundeswehr am 12. Juni 1999 zum ersten Mal 
kosovarischen Boden betrat, hatte die Region gerade eine 
Phase furchtbarster ethnischer Gewalt durchlebt, wie es 
sie in Europa seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr 
gegeben hatte.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Was ist 
kosovarischer Boden 1999?)

In den Monaten zuvor waren Tausende Zivilisten getötet 
und Hunderttausende in einem systematischen Terrorakt 
gewaltsam vertrieben worden. Offiziell war der Krieg 
zwar vorbei, der Konflikt aber lange nicht befriedet, 
und gewaltsame Auseinandersetzungen waren nach wie 
vor auf der Tagesordnung. Der Kosovo stand unter der 
Verwaltungshoheit der Vereinten Nationen; eine funk-
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tionierende Staatlichkeit im Land erschien fast illusorisch 
nach einer Dekade der Brutalität.

Ruft man sich diese Situation heute zurück ins Ge-
dächtnis, ist offensichtlich, was seitdem erreicht wurde: 
Das Land hat sich mit internationaler Unterstützung und 
mit seiner Unabhängigkeitserklärung eine moderne, de-
mokratische Verfassung gegeben. – Das alles war nur 
möglich unter dem Schutz von KFOR.

Warum also den Einsatz trotzdem nicht beenden? Im 
Kosovo eifern nach wie vor Nationalisten und Separatis-
ten sowie Glücksritter aller Art darum, alte Wunden offen 
zu halten und künstliche völkische Rivalitäten zu be-
feuern. So behindern sie nicht nur seit Jahren das gewal-
tige Potenzial der Länder, die sie so sehr zu lieben vor-
geben. Nein, sie machen sie auch zunehmend zu 
nützlichen Handlangern für auswärtige Mächte, die we-
nig Interesse an einem politisch stabilen Westbalkan ha-
ben.

Leider benutzen neben Russland inzwischen auch die 
USA sowie Teile von Europa den Westbalkan als 
Übungsplatz für vorerst gedankliche Experimente, wie 
zum Beispiel wenn es um das Thema „Landtausch zwi-
schen Serbien und dem Kosovo“ geht;

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Eine gute 
Idee!)

ein Unterfangen, das sich blitzartig zum Feuerinferno 
über den ganzen Westbalkan und darüber hinaus ausbrei-
ten kann.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: 1999!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt zwar kein Feuer 
auf dem Westbalkan wie sonst wo auf der Welt, aber die 
Glut im Kosovo ist noch lange nicht ausgelöscht.

Und nun das Wichtigste: Unsere militärische Mission 
funktioniert hauptsächlich durch ihre psychologische 
Wirkung auf die Bevölkerung. Sie wirkt friedensstiftend 
und beruhigend auf die Bevölkerung in ihrer Angst, dass 
sie wieder einmal von korrupten politischen Eliten ins 
Verderben getrieben werden könnte.

(Beifall bei der SPD)

Das alles leistet KFOR seit Jahren mit Erfolg und, was 
noch viel wichtiger ist, mit dem großen Zuspruch der 
kosovarischen Bevölkerung – zuletzt im Rahmen der Be-
kämpfung der Coronapandemie. Deshalb bitte ich Sie im 
Namen der Friedenssicherung auf dem Westbalkan und in 
Anerkennung der Leistung der Friedensstifter, zu denen 
auch die KFOR-Mission gehört, der Mandatsverlänge-
rung zuzustimmen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herzlichen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist 

der Kollege Jens Kestner, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jens Kestner (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Zuschauer auf den Tribünen daheim! 
Kameraden in Pristina und alle Kosovo-Veteranen, die 
dieser Debatte hier folgen! Als General Harff zum Ein-
marsch am Grenzübergang Morina dem serbischen 
Befehlshaber ein Ultimatum stellte und eine Frist von 
30 Minuten einräumte und mit den Worten: „Die Frist 
läuft aus. Sie haben noch 28 Minuten. Ende der Diskus-
sion“, in die Annalen der Bundeswehr einging, waren alle 
noch im Glauben: Hier beginnt etwas Gutes, hier beginnt 
etwas Gerechtes.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Si-
cher!)

Ich selbst durfte meinen Dienst 1999 und 2002 im 
Kosovo im Raum Orahovac leisten mit vielen anderen 
Kameraden zusammen. Wir waren beseelt davon, etwas 
Gutes zu tun und allen Bevölkerungsgruppen gerecht zu 
werden. Jeder hat auf seinem Posten immer sein Bestes 
gegeben. Wir waren überzeugt davon, dass unsere Volks-
vertreter politisch weise handeln und den Rahmen, wel-
chen wir mit unserem Einsatz absichern, nutzen würden. 
Aber wo stehen wir nach über 20 Jahren Einsatz im 
Kosovo, nach über 20 Jahren KFOR? Heute wissen wir: 
Es begann alles mit einer politischen Lüge.

Es ist an der Zeit, zuzugeben, dass die Mission Kosovo 
misslungen ist und dass das Kosovo ein gescheiterter 
Staat ist; denn mit aller finanziellen, militärischen und 
fachlichen Unterstützung der internationalen Gemein-
schaft haben wir es nicht geschafft, elementare Voraus-
setzungen für die politische und wirtschaftliche Autokra-
tie des Kosovo zu schaffen. Jede weitere Anstrengung, 
das Kosovo zu einem funktionierenden demokratischen 
Staat zu machen, ist eine vergebliche Aufgabe. Oder – 
wie würden die Engländer sagen? –: Es ist das Peitschen 
eines toten Pferdes.

(Beifall bei der AfD)

Neueste Untersuchungen zeigen, dass 74,8 Prozent der 
Befragten in Albanien und 63,9 Prozent der Befragten im 
Kosovo die Vereinigung von Kosovo und Albanien unter-
stützen. Daher haben wir in den letzten zwei Jahrzehnten 
nicht den Wunsch nach der Unabhängigkeit der Albaner 
im Kosovo unterstützt, sondern das Staatsaufbauprojekt 
zur Schaffung des sogenannten Großalbaniens.

(Dr. Eberhard Brecht [SPD]: Quatsch!)

Möchte Deutschland in die Geschichte eingehen als 
ein Land, welches an einer illegalen und gewaltsamen 
Beschlagnahme von Territorien von einem unabhängigen 
Staat beteiligt war, um dieses Territorium einem anderen 
Staat zu übereignen? Die deutsche Regierung verhindert 
die Wiedereingliederung des Kosovo an Serbien, einem 
demokratischen Staat, in dem die Albaner alle Rechte und 
die größte Autonomie genießen würden, und unterstützt 
einen gescheiterten Pseudostaat, in dem die Serben in den 
letzten zwei Jahrzehnten Opfer monströser Verbrecher 
gewesen sind und bis heute in abgeschotteten Enklaven 
leben und der Gnade albanischer Chauvinisten ausgelie-
fert sind.
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